
 
 

 

Auftakt 
 

Landesweites Bündnis und Netzwerk gegen antimuslimischen 

Rassismus in Sachsen nimmt Arbeit auf 

 

Das Engagement gegen antimuslimischen Rassismus im Freistaat Sachsen wird auf eine 

breitere Basis gestellt. Das Landesweite Netzwerk und „Bündnis gegen antimuslimi-

schen Rassismus“, kurz: Bündnis, hat heute in Dresden im Beisein von Sozialstaatssek-

retär Sebastian Vogel seine Arbeit vorgestellt. Landesweit finden in den nächsten 

Monaten zunächst Werkstattgespräche für Aktive und Interessierte statt. Mit Hilfe die-

ser Gespräche will sich das Bündnis in den Städten und Landkreisen passgenau zu den 

lokalen Strukturen aufstellen und bekannt machen. Ziel ist ein leistungsstarkes Bündnis, 

das der Diskriminierung von Musliminnen und Muslimen sachsenweit entgegenwirkt 

und für den Fachbereich als sichtbarer Ansprechpartner fungiert. Weitere Schwerpunkte 

der Arbeit des Bündnisses sind die Vermittlung von Beratungs- und Fortbildungsange-

boten sowie deren Vernetzung. 

 

Das Bündnis ist eines von fünf Landesweiten Fachnetzwerken, die seit 2023 durch das 

Landesprogramm „Weltoffenes Sachsen“ des Sozialministeriums mit rund 140.000 

Euro im ersten Projektjahr gefördert werden. Organisatorisch federführend sind die Pro-

jektträger Soziale Dienste und Jugendhilfe gGmbH sowie Haus der Sozialen Vielfalt 

e.V. Weitere Gründungsmitglieder sind der Verband binationaler Familien und Partner-

schaften e.V. sowie das Demokratie-Zentrum Sachsen. 

Sebastian Vogel, Staatssekretär im Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftli-

chen Zusammenhalt: „Wir haben in Sachsen bereits eine stark aufgestellte Trägerschaft, 

die sich für Musliminnen und Muslime einsetzt und sich aktiv am Abbau von antimus-

limischen, rassistischen Einstellungen beteiligt. Dennoch haben wir noch einen weiten 

Weg vor uns, den wir am besten in Zusammenarbeit beschreiten können. Die langjäh-

rige Erfahrung und die bereits aufgebauten Vernetzungsstrukturen der Träger des Bünd-

nisses stellen optimale Voraussetzungen für ein Landesweites Fachnetzwerk dar, um 

bestehendes Engagement aufzugreifen, weiterzuentwickeln und nachhaltig zu stärken. 

Ich freue mich auf die kommenden drei Förderjahre und blicke gespannt auf die zu-

künftige Arbeit im Freistaat.“ 

  

Dresden/Leipzig 03.05.2023 



 
 

 

Laut Sachsen-Monitor 2021/22 hat die gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit in der 

sächsischen Bevölkerung im Vergleich zu 2018 zwar abgenommen. Dennoch sind 

Ressentiments und menschenfeindliche Haltungen insbesondere u.a. gegenüber Musli-

men (38 Prozent) weiterhin stark (Quelle: https://www.staatsregierung.sach-

sen.de/sachsen-monitor-2021-22-8310.html). Zudem gibt mehr als ein Viertel (28,5 

Prozent) der Befragten der Leipziger Autoritarismus Studie 2022 an, dass Muslimen 

und Musliminnen die Zuwanderung nach Deutschland untersagt werden sollte. In Ost-

deutschland sind es sogar 46,6 Prozent (Quelle: https://www.theol.uni-leipzig.de/kom-

petenzzentrum-fuer-rechtsextremismus-und-demokratieforschung/leipziger-

autoritarismus-studie). 

„Wir müssen die Teilhabe muslimischer Sächsinnen und Sachsen in den Blick neh-

men“, so Robert Heinold, Regionalleitung der Soziale Dienste und Jugendhilfe gGmbH, 

eine der beiden Projektträgerinnen. „Antimuslimischer Rassismus beschränkt viele 

Sächsinnen und Sachsen in ihrer persönlichen Freiheit und in ihren Bürgerrechten. Das 

Bündnis wird darum Beratungsstellen in Sachsen kenntlich machen, die Expertise zu 

antimuslimischem Rassismus aufweisen können und die dabei helfen, die bestehenden 

Rechte umzusetzen und Teilhabe einzufordern.“ 

„Antimuslimischer Rassismus erzählt uns nichts über Musliminnen und Muslime, son-

dern über die Gesellschaft, die diese marginalisiert. Welcher gesellschaftliche Prozess 

steckt dahinter? Diese Frage müssen wir uns stellen, wenn wir antimuslimischen Ras-

sismus verstehen wollen. Interessierten Einrichtungen aus ganz Sachsen vermitteln wir 

rassismuskritische Fortbildungsangebote – ob es sich dabei nun um Unternehmen, um 

Behörden oder um die Wohlfahrtspflege handelt.“, so Anna Sabel vom Verband binati-

onaler Familien und Partnerschaften e.V. und Gründungsmitglied des Bündnisses. 
„Wir stehen in Sachsen, dem Bundesland, in dem Marwa El-Sherbini ermordet wurde, 

vor besonderen Herausforderungen. Darum stärken wir zivilgesellschaftliches Engage-

ment. So planen wir, ehrenamtliche Gruppen und Beratungsstellen für Diskriminierung 

miteinander zu vernetzen“, so Halil Ünal, Geschäftsführer des Hauses der sozialen Viel-

falt e.V., das ebenfalls Projektträger ist. 
 

Weitere Informationen 

https://www.medienservice.sachsen.de/medien/news/1057979 

https://www.medienservice.sachsen.de/medien/news/1054436 

https://www.sachsen-gegen-amr.de/ 
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